
Bekanntmachung  

des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 

über ein Vorhaben nach dem Bundesberggesetz 

(Umgestaltung zum Weiterbetrieb des Tagebaus „Marx“ 

in 26446 Friedeburg OT Marx-Horsten) 

Die Quarzwerke Marx AG plant den 
Abbau von Quarzsand im Nassab-
bauverfahren durch Erweiterung und 
Vertiefung einer bestehenden Gewin-
nungsstätte auf einer Fläche im 
Landkreis Wittmund in der Gemeinde 
Friedeburg (Ortsteil Marx-Barge). Die 
Fläche befindet sich nordöstlich der 
B437 (Marxer Hauptstraße) sowie 
nordwestlich der K45 (Straße Hohe-
moor) - siehe dazu Abbildung 1. 
Vorgesehen ist die Erweiterung der 
bestehenden Sand-Gewinnung-
stätte. Da die Ausschöpfung der be-
stehenden Abbaurechte bereits weit 
fortgeschritten ist, wird diese Planung 
im Rahmen der langfristigen Stand-
ortsicherung erforderlich. 

Der geplante Tagebau (Gewinnungsstätte) hat eine Größe von 80,7 ha. Davon entfallen etwa 28 
ha auf die Erweiterungsfläche.  

Überschlägig ist durch die Erweiterung eine Abbaumenge von 7 Mio. m³ zu erwarten. 

Nach dem Ende des Tagebaus ist die Herrichtung der Gewinnungsfläche als naturnahes Stillge-
wässer (Folgenutzung Natursee) vorgesehen. 

Aufgrund des Flächenbedarfs von mehr als 25 ha und der Erweiterung des Abbaugewässers ist 
für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung sowie ein obligatorischer Rahmenbetriebs-
plan erforderlich, für dessen Zulassung ein Planfeststellungsverfahren gem. § 1 Nr. 1 b) aa) und 
bb) der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben, § 52 Abs. 2a 
Bundesberggesetz (BBergG) i.V.m. §§ 57a und 57c BBergG) durchzuführen ist.  

Die Quarzwerke Marx AG hat diesen Rahmenbetriebsplan beim zuständigen Landesamt für Berg-
bau, Energie und Geologie eingereicht und dessen Zulassung beantragt. 

Die Antragsunterlagen enthalten u. a. einen UVP-Bericht, einen artenschutzrechtlichen Fachbei-
trag sowie Gutachten zur Hydrogeologie, Geotechnik, Lärm- und Staubemissionen. 

Die vollständigen Antragsunterlagen liegen für jedermann zur Einsicht für die Dauer von 1 Monat 
wie folgt aus: 

Abbildung 1: Übersichtskarte des geplanten Tagebaus 
(Quelle: Antrag der Quarzwerke Marx AG; unmaßstäblich) 
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Gemeinde Friedeburg 
Außenstelle des Rathauses, Schützenweg 3, 26446 Friedeburg, Zimmer A-206-TE 

während der Besuchszeiten 

Gemeinde Zetel 
Rathaus Gemeinde Zetel, Ohrbült 1, 26340 Zetel, Zimmer 15 

Mo - Fr: 08:30 - 12:00 Uhr sowie zusätzlich Di: 14:00 - 16:00 Uhr und Do: 14:00 - 18:00 Uhr 

Die Auslegungsfrist beginnt am 09.04.2025 und endet mit Ablauf des 09.05.2025. 

Die Planunterlagen können auch im Internet unter www.uvp-verbund.de oder unter www.lbeg.nie-
dersachsen.de  Bergbau  Genehmigungsverfahren  Aktuelle Planfeststellungsverfahren ein-
gesehen werden. Im Zweifelsfall ist der Inhalt der öffentlich ausgelegten Unterlagen maßgeblich 
(§ 27a Abs. 1 S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz).

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis einen Monat nach Ablauf 
der Auslegungsfrist (bis zum Ablauf des 10.06.2025) Einwendungen schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei den folgenden Stellen erheben: 

- Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, An der Marktkirche 9, 38678 Clausthal-Zeller-
feld, Mail: pfv-qstb-marx@lbeg.niedersachsen.de

- Gemeinde Friedeburg, Friedeburger Hauptstraße 96, 26446 Friedeburg

- Gemeinde Zetel, Ohrbült 1, 26340 Zetel

Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der nach § 3 Umweltrechts-
behelfsgesetz (UmwRG), den Vorgängervorschriften bzw. den nach Landesrecht anerkannten 
Naturschutzvereinen bzw. den sonstigen Vereinigungen, von der Auslegung dieses Plans, soweit 
sich diese für den Umweltschutz einsetzen und nach anderen gesetzlichen Vorschriften zur Ein-
legung von Rechtsbehelfen anerkannt sind. Sie können ebenfalls bis zum 10.06.2025 Stellung-
nahmen abgeben.  

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen und Stellungnahmen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG). 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter, gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Name, Beruf und Anschrift als 
Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Andernfalls können diese Einwendungen un-
berücksichtigt bleiben (§ 17 VwVfG). 

Die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen werden mit dem 
Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen o-
der Stellungnahmen abgegeben haben, erörtert (§ 73 Abs. 6 VwVfG). 

Die Erörterung in Form einer Onlinekonsultation wird mindestens eine Woche vorher ortsüblich 
bekannt gemacht. Die Behörden, der Träger des Vorhabens und diejenigen, die Einwendungen 
erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden zusätzlich von der Onlinekonsultation 
benachrichtigt (§ 73 Abs. 6 VwVfG). 
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Es wird darauf hingewiesen, dass 

- die Erörterung in Form einer Onlinekonsultation nicht öffentlich ist (§ 68 Abs. 1 VwVfG),

- die Beteiligten nicht zur Teilnahme an der Onlinekonsultation verpflichtet sind, beim Ausbleiben
eines Beteiligten in der Onlinekonsultation jedoch auch ohne ihn verhandelt werden kann (§ 73
Abs. 5 Nr. 3 VwVfG),

- die Personen, die Einwendungen erhoben haben, von der Onlinekonsultation durch öffentliche
Bekanntmachung benachrichtigt werden können und die Zustellung der Entscheidung über die
Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann, wenn mehr als 50 Be-
nachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind (§ 73 Abs. 5 Nr. 4 VwVfG),

- ein Beteiligter sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen kann; die Vollmacht ermäch-
tigt zu allen das Planfeststellungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich
aus ihrem Inhalt nicht etwas Anderes ergibt. Der Bevollmächtigte hat auf Verlangen seine Voll-
macht schriftlich nachzuweisen (§ 14 Abs. 1 VwVfG),

- Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu
entscheiden ist, nicht in der Onlinekonsultation, sondern in einem gesonderten Entschädi-
gungsverfahren behandelt werden und

- Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Erhebung von Einwendungen,
die Teilnahme an der Onlinekonsultation oder eine Vertreterbestellung entstehen, nicht erstat-
tet werden.

Clausthal-Zellerfeld, den 18.03.2025 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Im Auftrage 

 Hübner 

Az. des LBEG: L1.4/L67141-26 01/2025-0001 


